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1. Änderungen bei „Rechnungen“ durch das Amtshilferichtlinien- 

Umsetzungsgesetz 
 

Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug berechtigt, muss sie strenge Kriterien erfüllen, die im Um-

satzsteuergesetz explizit geregelt sind. Das jüngst verabschiedete Amtshilferichtlinien-

Umsetzungsgesetz verschärft diese Regelungen weiter. Dabei gilt Folgendes zu beachten: 

 

Gutschriften: In den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungsempfänger oder durch 

einen von ihm beauftragten Dritten muss die Angabe „Gutschrift“ (anstelle von Rechnung) enthalten 

sein.  
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Reiseleistung/Differenzbesteuerung: Der bisherige Hinweis „Differenzbesteuerung nach § 25 (oder § 

25a UStG)“ ist jetzt – je nach Sachverhalt – zwingend um die Angaben „Sonderregelung für Reiseleis-

tungen“ bzw. „Gebrauchsgegenstände/Sonderregelung“ bzw. „Kunstgegenstände/Sonderregelung“ 

bzw. „Sammlerstücke und Antiquitäten/Sonderregelung“ zu ergänzen. 

 

Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers/Reverse-Charge-Verfahren: Beim sog. Reverse-

Charge-Verfahren (betroffen können u. a. Bauleistungen, Leistungen an ausländische Unternehmer 

sein) schuldet der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer. Führt demnach ein Unternehmen Leistungen 

aus, die unter das Verfahren fallen, muss die Rechnung zwingend die Angabe „Steuerschuldnerschaft 

des Leistungsempfängers“ enthalten. Auch der Begriff „Reverse Charge“ ist zusätzlich erlaubt und für 

Rechnungen an ausländische Unternehmer anzuraten. 

 

Fristen für die Rechnungsausstellung: Rechnungen für innergemeinschaftliche Lieferungen und 

sonstige Leistungen an Unternehmer in einem anderen Mitgliedstaat (Reverse-Charge-Verfahren) 

müssen bis zum 15. des Folgemonats (= Monat der Umsatzausführung) ausgestellt werden. 

 

 

2. Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1-%-Regelung auch bei 

fehlender privater Nutzung 
 

Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt ein Fahrzeug zur privaten Nut-

zung zur Verfügung, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu einem steuerpflichtigen Vorteil, 

wenn der Arbeitnehmer das Fahrzeug tatsächlich nicht privat nutzt. Der Vorteil ist, wenn ein 

ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nicht geführt worden ist, nach der 1-%-Regelung zu bewerten. Dies hat 

der Bundesfinanzhof (BFH) in einer Reihe von Urteilen vom 21.3.2013 und 18.4.2013 entschieden 

und damit seine bisherige Rechtsprechung korrigiert. Bisher wurde in derartigen Fällen die tatsäch-

liche private Nutzung des Fahrzeugs vermutet. Der Steuerpflichtige konnte die Vermutung un-

ter engen Voraussetzungen widerlegen. Diese Möglichkeit ist nun entfallen.   

 

Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwagen auch privat nutzen zu dürfen, führt 

beim Arbeitnehmer zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist. Ob der Arbeitnehmer von der 

Möglichkeit der privaten Nutzung Gebrauch gemacht hat, ist nach neuester Auffassung des BFH dafür 

unerheblich, denn der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das Fahrzeug auch zu Privatfahr-

ten nutzen zu dürfen, ist dem Arbeitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs zugeflossen.  

 

Das Einkommensteuergesetz setzt keine tatsächliche Nutzung voraus, sondern verweist nur auf die 1-

%-Regelung. Mit dem Betrag, der nach der 1-%-Regelung als Einnahme anzusetzen ist, sollen sämtli-

che geldwerten Vorteile, die sich aus der Möglichkeit zur privaten Nutzung des Dienstwagens ergeben 

– unabhängig von Nutzungsart und -umfang – pauschal abgegolten werden. Diese Typisierung hat der 

BFH wiederholt als verfassungsgemäß erachtet.  

 

Anmerkung: Die 1-%-Regelung kommt aber nur dann zur Anwendung, wenn feststeht, dass der Ar-

beitgeber dem Arbeitnehmer tatsächlich einen Dienstwagen zur privaten Nutzung arbeitsvertraglich 

oder doch zumindest auf Grundlage einer konkludent getroffenen Nutzungsvereinbarung überlassen 

hat. In Zukunft wird also lediglich ein arbeitsvertraglich vereinbartes Privatnutzungsverbot oder das 

ordnungsgemäße Führen eines Fahrtenbuchs die Besteuerung des geldwerten Vorteils verhindern kön-

nen. 

 

 

 

 

 

3. Die Partnerschaftsgesellschaft mbB: Eine Alternative für die „Freien Berufe“ 
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Der Bundesrat hat am 5.7.2013 das Gesetz zur „Einführung einer Partnerschaftsgesellschaft mit be-

schränkter Berufshaftung (PartG mbB) und zur Änderung des Berufsrechts der Rechtsanwälte, Patent-

anwälte und Steuerberater“ abgesegnet.  

 

Das Gesetz sieht die Möglichkeit einer Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung vor. 

Damit wird die Haftung für berufliche Fehler auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt, die Haftung 

für andere Schulden wie Mieten und Löhne bleibt unbeschränkt bestehen. Im Gegenzug wird ein an-

gemessener, berufsrechtlich geregelter Versicherungsschutz eingeführt und die Partnerschaft wird 

einen Namenszusatz führen, der auch in das Partnerschaftsregister einzutragen ist. Als Beispiel einer 

zulässigen Abkürzung ist u. a. das Kürzel „mbB“ ausdrücklich gesetzlich vorgesehen. 

 

Für eine aus Anwälten (Rechtsanwälte und Patentanwälte) bestehende Partnerschaftsgesellschaft mit 

beschränkter Berufshaftung sind als Mindestversicherungssumme 2,5 Millionen € vorgesehen. Eine 

aus Steuerberatern oder Wirtschaftsprüfern bestehende Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter 

Berufshaftung muss mit 1,0 Millionen € versichert sein. Weitere Freie Berufe mit gesetzlichem Be-

rufsrecht können jederzeit durch eine entsprechende Regelung in ihrem Berufsrecht hinzutreten und 

die Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung für sich nutzen. 

 

 

4. Sammelauskunftsersuchen der Steuerfahndung 
 

Die Antwort auf ein Sammelauskunftsersuchen der Steuerfahndung kann nicht mit der Begründung 

verweigert werden, die Geheimhaltung der Daten sei privatrechtlich vereinbart worden. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 16.5.2013 entschieden.  

 

In einem – für die Praxis weitreichenden Fall – ging es dem Finanzamt darum zu erfahren, welche 

Nutzer Verkaufserlöse von mehr als 17.500 € pro Jahr über eine Internethandelsplattform erzielten. 

Name und Anschrift der Händler sollten ebenso angegeben werden wie deren Bankverbindung. Au-

ßerdem sollte eine Aufstellung der einzelnen Verkäufe vorgelegt werden. Ab einem Umsatz von mehr 

als 17.500 € pro Jahr ist Umsatzsteuer zu entrichten.  

 

Das Sammelauskunftsverlangen war an die deutsche Schwestergesellschaft eines in Luxemburg ansäs-

sigen Betreibers einer Internethandelsplattform gerichtet. Die in Deutschland ansässige GmbH hatte 

die Internethandelsplattform früher selbst betrieben. Sie verpflichtete sich gegenüber der Schwesterge-

sellschaft, die von ihr zu verarbeitenden Daten nicht an Dritte weiterzugeben. Entsprechend argumen-

tierte sie, sie könne die von ihr verlangten Auskünfte nicht erteilen, da sie hierzu nach den für sie bin-

denden Weisungen ihrer Schwestergesellschaft nicht befugt sei.  

 

Der BFH stellt jedoch in seinem Urteil fest, dass die Vorinstanz in ihrer Entscheidung keine ausrei-

chenden Feststellungen getroffen hat, dass dem Unternehmen der Zugriff auf die Daten aus techni-

schen Gründen unmöglich ist. Dass die Datenserver im Ausland stehen, steht dem Zugriff auf die Da-

ten nicht entgegen.  

 

 

5. Einkünfteerzielungsabsicht  bei Ferienwohnungen 
 

Bei der Vermietung von Ferienwohnungen sind strenge Regeln zu beachten, wenn die anfallenden 

Aufwendungen auch steuerlich geltend gemacht werden sollen. Dabei geht die Finanzverwaltung bei 

einer ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermieteten und in der übrigen Zeit hierfür bereit ge-

haltenen Ferienwohnung ohne weitere Prüfung von der Einkünfteerzielungsabsicht des Steuerpflichti-

gen aus, sodass hier auch alle Aufwendungen steuerlich berücksichtigt werden. 

 

Wird eine Ferienwohnung jedoch zeitweise vermietet und zeitweise selbst genutzt oder behält sich der 

Steuerpflichtige eine zeitweise Selbstnutzung vor, ist diese Art der Nutzung Beweisanzeichen für eine 
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auch private, nicht mit der Einküfteerzielung zusammenhängende Veranlassung der Aufwendungen. 

In diesen Fällen ist die Einkünfteerzielungsabsicht stets zu prüfen.  

 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 16.4.2013 ist die Überprüfung der Einkünfteer-

zielungsabsicht des Steuerpflichtigen schon dann erforderlich, wenn er sich eine Zeit der Selbstnut-

zung vorbehalten hat, unabhängig davon, ob, wann und in welchem Umfang er von seinem Eigennut-

zungsrecht tatsächlich Gebrauch macht. Unerheblich ist dabei auch, ob sich der Vorbehalt der Selbst-

nutzung aus einer einzelvertraglich vereinbarten Vertragsbedingung oder aus einem formularmäßigen 

Mustervertrag ergibt. 

 

 

6. Neue Nachweismöglichkeiten für innergemeinschaftliche Lieferungen 

ab 1.10.2013 
 

Innergemeinschaftliche Lieferungen sind umsatzsteuerfrei. Jedoch müssen die Voraussetzungen hier-

für vom leistenden Unternehmer nachgewiesen werden.  

 

Eine innergemeinschaftliche Lieferung liegt vor, wenn bei einer Lieferung die folgenden Vorausset-

zungen erfüllt sind:  

 

1. Der Unternehmer oder der Abnehmer hat den Gegenstand der Lieferung in das übrige Gemein-

schaftsgebiet befördert oder versendet; 

2. der Abnehmer ist 

a) ein Unternehmer, der den Gegenstand der Lieferung für sein Unternehmen erworben hat, 

b) eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist oder die den Gegenstand der Lieferung 

 nicht für ihr Unternehmen erworben hat, oder  

c) bei der Lieferung eines neuen Fahrzeugs auch jeder andere Erwerber 

3. und der Erwerb des Gegenstands der Lieferung unterliegt beim Abnehmer in einem anderen Mit-

gliedstaat den Vorschriften der Umsatzbesteuerung. 

 

Als innergemeinschaftliche Lieferung gilt auch das einer Lieferung gleichgestellte Verbringen eines 

Gegenstands. 

 

Nach der mit Wirkung vom 1.1.2012 geänderten Umsatzsteuerdurchführungsverordnung (UStDV) war 

für solche Lieferungen sowohl in Beförderungs- als auch in Versendungsfällen der gesetzlich vorge-

schriebene Belegnachweis mit einer sog. Gelangensbestätigung zu führen. In der Praxis hat es sich 

aber gezeigt, dass die als regelmäßig einzige Nachweismöglichkeit mit der Gelangensbestätigung zu 

Anwendungsschwierigkeiten geführt hat.  

 

Mit der Neufassung der UStDV wird an der Gelangensbestätigung – als „einer“ Möglichkeit zur ver-

einfachten Nachweisführung – festgehalten, gleichzeitig werden jedoch Vereinfachungen angeboten.  

 

So wurde z. B. bei der Gelangensbestätigung selbst die bisherige Regelung dahingehend erweitert, 

dass auch ein von dem Abnehmer zur Abnahme des Liefergegenstandes Beauftragter die Gelangens-

bestätigung unterzeichnen kann. Dies kann z. B. ein selbstständiger Lagerhalter, ein anderer Unter-

nehmer oder in einem Reihengeschäft der tatsächliche (letzte) Abnehmer sein. Im Übrigen muss der 

Abnehmer die Gelangensbestätigung nicht in jedem Fall persönlich unterzeichnen; dies kann auch 

z. B. durch einen Arbeitnehmer geschehen. Daneben wird insbesondere auch zugelassen, dass der 

Unternehmer das Vorliegen einer innergemeinschaftlichen Lieferung mit einer Bescheinigung des von 

ihm beauftragten Spediteurs belegen kann.  

 

Der Unternehmer kann den Nachweis aber auch mit allen anderen zulässigen Belegen und Beweismit-

teln führen, aus denen sich das Gelangen des Liefergegenstands in das übrige Gemeinschaftsgebiet an 

den umsatzsteuerrechtlichen Abnehmer in der Gesamtschau nachvollziehbar und glaubhaft ergibt.  
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Bitte beachten Sie: Liegen dem liefernden Unternehmer Belege der in der UStDV genannten Art 

jedoch nicht vor und kann er die Steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung auch mit 

anderen Belegen oder Beweismitteln nicht führen, geht die Finanzverwaltung von der Steuerpflicht 

der innergemeinschaftlichen Lieferung aus. 

 

 

7. Photovoltaikanlagenbetreiber von Reverse-Charge-Verfahren nicht betroffen 
 

Durch das Jahressteuergesetz 2013 – dessen Regelungen zum Teil in das nunmehr verabschiedete 

Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz übernommen wurden – ist die Anwendung des Reverse-

Charge-Verfahrens auch auf die Lieferung von Gas über das Gasleitungsnetz und von Elektrizität un-

ter bestimmten Voraussetzungen ausgeweitet worden. Davon betroffen wären durch eine unglückliche 

Gesetzesfassung auch Betreiber von Photovoltaikanlagen gewesen. Diese Regelung gilt jedoch auf-

grund einer neuen Gesetzesfassung nur für die Lieferung von Energiehändlern an andere Energiehänd-

ler. Damit unterliegen die Betreiber von Photovoltaikanlagen oder Windenergieanlagen nicht der 

Übertragung der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger, da diese nicht „Wiederverkäufer“ 

sind. 

 

 

8. Keine rückwirkende Verzinsung bei Wegfall eines Investitionsabzugsbetrags 
 

Gibt der Unternehmer die Absicht zu einer Investition auf, für die er einen Investitionsabzugsbetrag 

erhalten hat, verliert er rückwirkend den Anspruch auf die Steuervergünstigung. Die betreffende Ein-

kommensteuer muss er dann nachzahlen – aber ohne einen Zinszuschlag. Dies hat der Bundesfinanz-

hof (BFH) nunmehr mit Urteil vom 11.7.2013 entschieden.  

 

Der BFH widerspricht damit der gegenteiligen Gesetzesauslegung durch die Finanzverwaltung. Das 

Gesetz hat die rückwirkende Verzinsung lediglich für die rückwirkende Streichung eines Investitions-

abzugsbetrags nach durchgeführter Investition wegen Nichteinhaltung bestimmter Nutzungsvorausset-

zungen geregelt. Dem Gesetzgeber sei bewusst gewesen, dass sich bei Ausbleiben der Investition eine 

vergleichbare Rechtslage ergibt. Gleichwohl ordnet er für diesen Fall die rückwirkende Verzinsung 

nicht ausdrücklich an. Von einem Versehen des Gesetzgebers ist nicht auszugehen. Deshalb gilt der 

Grundsatz, dass auf einem rückwirkenden Ereignis beruhende Steuernachzahlungen nicht rückwirkend 

zu verzinsen sind. 

 

Anmerkung: Der BFH hat damit die in zahlreichen Betriebsprüfungen erörterte Frage nach der rück-

wirkenden Verzinsung der Steuernachforderung zugunsten der Unternehmer entschieden – allerdings 

nur mit Wirkung für die Vergangenheit. Denn für ab 2013 beanspruchte Investitionsabzugsbeträge ist 

die rückwirkende Verzinsung bei rückwirkendem Wegfall des Anspruchs durch das Amtshilferichtli-

nie-Umsetzungsgesetz ausdrücklich gesetzlich geregelt worden. 

 

Eine Reaktion der Finanzverwaltung zu dieser weitreichenden Entscheidung steht noch aus. Inwieweit 

hier vom Fiskus ein sog. „Nichtanwendungserlass“ ergeht, kann somit noch nicht gesagt werden. Wir 

halten Sie hierzu auf dem Laufenden. 

 

 

 

 

9. Investitionsabzugsbetrag trotz Überschreitens der Gewinngrenze? 
 

Die Auflösung einer Ansparabschreibung ist im Rahmen einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

nicht zu berücksichtigen, soweit es darum geht, ob die für einen Investitionsabzugsbetrag maßgebliche 

Gewinngrenze eingehalten wird. Dies hat das Finanzgericht Köln (FG) am 10.4.2013 entschieden. 
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Ein Arzt erklärte für das Streitjahr 2008 einen Gewinn in Höhe von 64.000 €. Bei der Gewinnermitt-

lung erfasste er „Einnahmen“ in Höhe von 100.000 € aus der Auflösung einer Ansparabschreibung 

nebst Gewinnzuschlag und nahm eine Gewinnminderung durch einen Investitionsabzugsbetrag in 

Höhe von 120.000 € in Anspruch. Das Finanzamt berücksichtigte den Investitionsabzugsbetrag nicht. 

Es stellte sich auf den Standpunkt, dass die maßgebliche Gewinngrenze von 100.000 € überschritten 

sei. Bei der Ermittlung des insoweit maßgebenden Gewinns sei zwar auf den „Gewinn ohne Berück-

sichtigung des Investitionsabzugsbetrags” abzustellen. Eine aufzulösende Ansparabschreibung und der 

darauf entfallende Gewinnzuschlag seien allerdings als Betriebseinnahme anzusetzen. Der Steuer-

pflichtige habe daher einen Gewinn in Höhe von 184.000 € erzielt. 

 

Das FG kam jedoch zu dem Ergebnis, dass die Auflösung der Ansparrücklage aus systematischen 

Erwägungen und nach Sinn und Zweck der Norm bei der Ermittlung des maßgeblichen Gewinns unbe-

rücksichtigt bleiben müsse. Alle auf der steuerlichen Investitionsförderung beruhenden Gewinnkorrek-

turen seien insoweit zu neutralisieren. 

 

Anmerkung: Gegen die Entscheidung wurde Revision beim Bundesfinanzhof in München (Aktenzei-

chen: VIII R 29/13) eingelegt. 

 

 

10. Umbau eines Flachdachs zu einem Satteldach - Abgrenzung zwischen 

Herstellungskosten und Erhaltungsaufwendungen 
 

Aufwendungen, die durch die Absicht veranlasst sind, Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung zu 

erzielen, sind keine sofort abziehbaren Werbungskosten, wenn es sich um Herstellungskosten handelt.  

 

Soll ein Gebäude der Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung dienen, können 

Herstellungskosten demnach – im Gegensatz zu Erhaltungsaufwendungen – nur im Wege der Ab-

schreibung über die gesamte Nutzungsdauer eines Gebäudes (angenommen werden hier i. d. R. 50 

Jahre) steuerlich geltend gemacht werden.  

 

Der Bundesfinanzhof hat nunmehr entschieden, dass unter dem Gesichtspunkt der Erweiterung (nach-

trägliche) Herstellungskosten auch dann gegeben sind, wenn nach Fertigstellung des Gebäudes seine 

nutzbare Fläche – wenn auch nur geringfügig – vergrößert wird (hier: Satteldach statt Flachdach). Auf 

die tatsächliche Nutzung sowie auf den etwa noch erforderlichen finanziellen Aufwand für eine Fertig-

stellung zu Wohnzwecken kommt es nicht an. 

 

Dabei umfasst die „nutzbare Fläche“ nicht nur die (reine) Wohnfläche einer Wohnung oder eines Ge-

bäudes, sondern auch die zur Wohnung/zum Gebäude gehörenden Grundflächen der Zubehörräume 

sowie die den Anforderungen des Bauordnungsrechts nicht genügenden Räume. 

 

 

11. Erneut Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags 

 
Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) hat am 21.8.2013 entschieden, das Klageverfahren zur Prü-

fung der Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags auszusetzen und eine Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts (BVerfG) darüber einzuholen, ob Regelungen im Solidaritätszuschlaggesetz 

(SolZG) verfassungswidrig sind. 

 

Aufgrund der verschiedenen Anrechnungsvorschriften bei der Festsetzung der Einkommensteuer – 

z. B. bei ausländischen Einkünften bzw. bei der Gewerbesteuer – wird Solidaritätszuschlag in unter-

schiedlicher Höhe bei gleichgelagerten Sachverhalten festgesetzt. Hierfür liegt nach Auffassung des 

FG ein sachlicher Rechtfertigungsgrund nicht vor. Damit verstößt die Regelung gegen das Gleichbe-

handlungsgebot des Grundgesetzes.  
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Das Gericht hatte in diesem Verfahren bereits mit Beschluss vom 25.11.2009 dem BVerfG die Frage 

vorgelegt, ob das SolZG gegen die Finanzverfassung und gegen das allgemeine Freiheitsrecht des 

Steuerpflichtigen verstößt. Das BVerfG hatte diese Vorlage allerdings für unzulässig erklärt und des-

halb keine materiell-rechtliche Prüfung vorgenommen. Der neue Vorlagebeschluss stützt sich nunmehr 

auf die oben dargestellten neuen rechtlichen Erwägungen. 

 

 

12. Bundessozialgericht ändert die Rechtsprechung zur Statusbeurteilung der 

Selbstständigkeit in Familienbetrieben 
 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat in 2 Urteilen vom 29.8.2012 ausgeführt, dass ein vertraglich be-

stehendes Weisungsrecht – auch wenn es tatsächlich nicht ausgeübt wird – bedeutsam für die Abgren-

zung von Beschäftigung und Selbstständigkeit ist. Nach neuer Auffassung des BSG ist dem Sozialver-

sicherungsrecht eine bloße „Schönwetter-Selbstständigkeit” fremd, die nur so lange gilt, wie keine 

Konflikte auftreten. Im Konfliktfall ist allein entscheidend, was vertraglich vereinbart wurde. 

 

Danach gilt für die Praxis: Maßgebend für die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung ist die 

abstrakte Rechtsmacht. Diese wird durch Gebrauch zusätzlich bestätigt, geht aber allein durch feh-

lenden Gebrauch nicht verloren.  

 

Anmerkung: Demnach ist die entgegenstehende frühere BSG-Rechtsprechung überholt, nach der 

entscheidungserheblich war, ob die zu beurteilende Person „Kopf und Seele” des Betriebes, alleiniger 

Branchenkenner oder mit den Gesellschaftern familiär verbunden ist oder in der Gesellschaft faktisch 

„frei schalten und walten kann”, wie sie will.  

 

In einem weiteren Verfahren hat das BSG ausgeführt, dass es auch bei der sozialversicherungsrechtli-

chen Beurteilung von Familienangehörigen in Einzelunternehmen auf die abstrakte Rechtsmacht an-

kommt. Auch hier reicht eine „faktische Machtposition” für die Annahme einer Selbstständigkeit nicht 

aus.  

 

 

13.  Minijob: Sechs-Wochen-Frist bei der Befreiung von der  

Rentenversicherungspflicht beachten 
 

Minijobber haben grundsätzlich die Möglichkeit, sich von der Versicherungspflicht in der Rentenver-

sicherung befreien zu lassen. Die Befreiung wirkt ab Beginn des Kalendermonats, in dem der Antrag 

beim Arbeitgeber eingeht. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Be-

freiung bis zur nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von 6 Wochen nach Eingang 

des Befreiungsantrags, anzeigt.  

 

Übermittelt der Arbeitgeber die Daten zur Befreiung von der Rentenversicherungspflicht also mit der 

maschinellen Meldung zur Sozialversicherung innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Befreiungs-

antrags an die Minijob-Zentrale, wirkt die Befreiung rückwirkend zum Ersten des Antragseingangs-

monats. Meldet der Arbeitgeber die Daten zur Befreiung jedoch nicht rechtzeitig innerhalb von 

6 Wochen nach Eingang des Befreiungsantrags an die Minijob-Zentrale, wirkt die Befreiung nicht 

rückwirkend. In diesen Fällen endet die Rentenversicherungspflicht erst zum Ende des Kalendermo-

nats, der dem Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. 

 

Wird die rechtzeitige Übermittlung der Meldung zur Sozialversicherung für die Befreiung von der 

Rentenversicherungspflicht nicht innerhalb der Sechs-Wochen-Frist angezeigt, sind die Arbeitnehmer-

anteile bis zur tatsächlichen Wirkung der Befreiung durch den Arbeitgeber an die Minijob-Zentrale zu 

entrichten.  
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Bitte beachten Sie! Ist der Abzug des Arbeitnehmeranteils also unterblieben, ist es möglich, dass der 

Arbeitgeber den Eigenanteil des Minijobbers nicht nachträglich vom Arbeitsentgelt einbehalten darf. 

Einen fehlenden Abzug vom Lohn darf der Arbeitgeber grundsätzlich nur bei den drei nächsten Ent-

geltabrechnungen nachholen. Liegt der Entgeltabrechnungszeitraum weiter zurück, muss der Arbeit-

geber in diesen Fällen den eigentlich vom Arbeitnehmer zu zahlenden Anteil selbst aufbringen und an 

die Minijob-Zentrale abführen. Zulässig ist eine weiter gehende Rückrechnung nur dann, wenn den 

Minijobber ein Verschulden trifft. 

 

 

14. TERMINSACHE: Arbeitgeber müssen noch in diesem Jahr das 

elektronische Lohnsteuerabzugsverfahren verwenden 
 

Mit der Einführung des elektronischen Lohnsteuerabzugsverfahrens können Arbeitgeber seit dem 

1.1.2013 die gültigen Elektronischen LohnSteuerAbzugsMerkmale (ELStAM) abrufen. Die auf der 

alten Papier-Lohnsteuerkarte aus dem Jahr 2010 enthaltenen Daten verlieren somit zum Ende des Jah-

res ihre Gültigkeit. 

 

Hier sei darauf hingewiesen, dass Arbeitgeber, die noch nicht auf das elektronische Verfahren umge-

stiegen sind, die Angaben der alten Papier-Lohnsteuerkarte – so z. B. Anzahl der Kinderfreibeträge 

oder Lohnsteuerklasse – möglicherweise nicht mehr aktuell sind. Als spätester Zeitpunkt für die 

Einführung des ELStAM-Verfahrens beim Arbeitgeber ist der letzte Lohnzahlungszeitraum 

2013 festgelegt worden. 

 

 

15. Terminsache: Altverlust aus privaten Wertpapiergeschäften 

 
Mit der Unternehmensteuerreform 2008 wurde die Einführung einer Abgeltungssteuer für Einkünfte 

aus Kapitalvermögen sowie Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften beschlossen. Der Abzug 

von Verlusten aus Aktienverkäufen kann seitdem nur mit Gewinnen aus solchen Geschäften verrech-

net bzw. in künftige Jahre vorgetragen werden. Ein Verlustrücktrag in das Vorjahr ist nicht möglich. 

Anleger, die noch steuerlich verrechenbare Verluste aus privaten Wertpapiergeschäften aus der Zeit 

vor Einführung der Abgeltungsteuer haben (also vor 2009), sollten beachten, dass diese Veräuße-

rungsverluste nur noch mit bis zum 31.12.2013 realisierten Wertpapierveräußerungsgewinnen ver-

rechnet werden können. Danach ist eine Altverlustverrechnung nur noch mit Gewinnen aus Veräuße-

rungen von Edelmetall, Kunstgegenständen oder Devisen innerhalb der einjährigen Spekulationsfrist 

möglich (soweit diese jährlich mindestens 600 € betragen) oder mit steuerpflichtigen Gewinnen aus 

dem Verkauf von Immobilien innerhalb der 10jährigen Spekulationsfrist.  

 

Anmerkung: Zur Geltendmachung der „Altverluste“ muss der Anleger diese Verrechnung bei seinem 

Finanzamt beantragen. Sofern Sie noch nicht verrechnete Altverluste haben, sollten Sie sich umgehend 

zu den Möglichkeiten einer Verrechnung beraten lassen. 

 

 

 

 

  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 

 

10.10.2013 
 

Sozialversicherungsbeiträge 29.10.2013 
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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2013 = - 0,38 % 
 1.1.. – 30.6.2013 = - 0,13 % 
 1.1. – 31.12.2012 = 0,12 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
  

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2013: August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6; Mai = 105,5; 

April = 105,1;März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5 

2012: Dezember = 105,0; November = 104,7; Oktober = 104,6; 

September = 104,6; August = 104,5;  Juli = 104,1 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

